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I. Einführung 

Die Frage, inwieweit Vereinsmitglieder oder Vereinsorgane, die in Ausübung 
einer Tätigkeit für einen Idealverein einem Dritten schadensersatzpflichtig 
werden, im Innenverhältnis vom Verein Freistellung von der Haftung bzw. 
Ersatz des geleisteten Schadensersatzes verlangen können, gilt bislang als kaum 
geklärt1. Dies verwundert jedoch nur wenig, wenn man sich vor Augen hält, 
daß es für die nichtwirtschaftlichen Vereine an einer eingehenden Auseinander-
setzung mit den vereinsrechtlichen Innenverhältnissen fehlt. Letztlich mangelt 
es für Körperschaften  mit idealer Zwecksetzung immer noch an einem dogma-
tisch durchdrungenen und in sich geschlossenen System der vereinsinternen 
Beziehungen. Bereits Fischer2 - als langjähriges Mitglied und Vorsitzender 
Richter des II. Zivilsenats - hat ausgeführt,  daß der Bundesgerichtshof in vielen 
Jahren die Erfahrung  gemacht habe, daß auf dem Gebiet des Vereinsrechts bei 
den unmittelbar Beteiligten und ihren Beratern eine bemerkenswerte Rechts-
unsicherheit bestehe. Er führt  dies nicht zuletzt auch darauf zurück, daß dem 
Vereinsrecht im rechtswissenschaftlichen Schrifttum nur eine stiefmütterliche 
Behandlung zuteil wurde. 

Im übrigen werden die innerhalb des Vereins bestehenden Rechtsbeziehun-
gen vom BGB nur unzureichend geregelt. Dies wird besonders deutlich, wenn 
man das Verhältnis zwischen dem Verein und seinen Mitgliedern betrachtet. 
Wirft  man nämlich einen Blick auf die Entstehungsgeschichte der vereinsrecht-
lichen Vorschriften,  so stellt man fest, daß dieses Verhältnis von den Gesetzes-
verfassern  des BGB weitgehend ausgespart wurde. Das Gesetzgebungsverfahren 
wurde, was die vereinsrechtlichen Regelungen anbelangt, vornehmlich vom 
Theorienstreit um das Wesen der juristischen Person3 und von Problemen im 
Verhältnis von Verein und Staat4 beherrscht. Auch war es zunächst keinesfalls 
das Ziel der Verfasser  des BGB, ein die Einzelfragen regelndes Vereinsrecht zu 

1 So K.  Schmidt,  JuS 1984, 480 (481); ders.,  JZ 1991, 157 (160). 
2 Fischer,  Anm. zu BGH L M Nr. 8 zu § 25 BGB; vgl. dazu auch Hadding,  FS Fischer, S. 165. 
3 Siehe dazu Staudinger/Weick y Einl zu §§ 21 ff.  Rn. 4 und Vorbem zu §§ 21 ff.  Rn. 6 ff. 
4 So Beierstedt,  FS Knur, S. 1 (14). 

2 Eisele 



18 I. Einführung 

schaffen.  Der Redaktor Gebhard sah in seinem Entwurf vielmehr einen all-
gemeinen Teil fur juristische Personen vor, in dem nur Bestimmungen zu 
grundsätzlichen Fragen aller Körperschaften  des öffentlichen  und privaten 
Rechts enthalten waren5. So ist in seiner Vorlage für die erste Kommission zur 
Ausarbeitung des Entwurfs eines Bürgerlichen Gesetzbuchs zu lesen6: "Keine 
allgemeinen Vorschriften  sind zu geben bezüglich der inneren Verhältnisse der 
Personenvereine, im Besonderen bezüglich des Erwerbes und Verlustes der 
Mitgliedschaft, sowie der Rechte und Pflichten, welche den Mitgliedern als 
solchen zustehen; die besonderen Bestimmungen, deren es auf dem Gebiete des 
Privatrechts in dieser Hinsicht bedarf,  stehen mit dem individuellen Zwecke und 
der Eigenart der Körperschaften  in untrennbaren Zusammenhange und können 
deshalb nur in den Statuten oder in Spezialgesetzen getroffen  werden, welche 
die rechtliche Stellung einzelner Körperschaften  oder gewisser Körperschaften 
regeln". 

Der Entwurf beinhaltete demnach - ebenso wie beispielsweise das Preu-
ßische Allgemeine Landrecht7 - keine umfassende Regelung der Innenverhält-
nisse der Körperschaften.  Nachdem die erste Kommission in den wesentlichen 
Programmpunkten noch dem Entwurf von Gebhard gefolgt war, beabsichtigte 
die zweite Kommission das Recht der Idealvereine weitergehend zu normieren. 
Als Begründung dafür wurden die Zersplitterung des damaligen Rechts, der 
Gedanke der Rechtssicherheit sowie Gläubigerinteressen angeführt8. Die ent-
scheidenden Probleme, die dabei einer Regelung zugeführt  wurden9, waren 
allerdings nur die außerordentlich umstrittene Frage der Erlangung der Rechts-
fähigkeit durch den Verein10, die Stellung des Vereins im Rechtsverkehr11 

und die Schutzbedürftigkeit  der Vereinsgläubiger12. 

5 Zum Gesetzgebungsverfahren  siehe Staudinger/Weick,  Vorbem zu §§ 21 ff.  Rn. 15 ff. 
6 Schubert y Vorlagen der Redaktoren, S. 48 f. Dazu Staudinger/Weick,  Vorbem zu §§ 21 ff. 

Rn. 15 und Rn. 21. 
7 Vgl. ALR II, 6, § 51 : "Die inneren Angelegenheiten einer Corporation werden durch Berat -

schlagungen und Schlüsse der Mitglieder angeordnet". 
8 Vgl. Prot. I, S. 578 ff. 
9 Zum folgenden Staudinger/Weick,  Vorbem zu §§ 21 ff.  Rn. 15 ff. 
10 Vgl. nunmehr §§ 21, 22 BGB. 
11 Hier sind beispielsweise die Vorschriften  über die Organisation des Vereins, die Vertretung 

sowie das Vereinsregister zu nennen. 
12 Dazu wurde die Konkursantragspflicht  des Vorstandes (§ 42 I I BGB) und eine ausfuhrliche 

Regelung über das Liquidationsverfahren  (§§ 47 ff.  BGB) aufgenommen. 



I. Einführung 

Sehr lückenhaft behandelt blieb letztlich das Verhältnis des Verbandes zu 
seinen Mitgliedern. §§32 ff.  BGB enthalten lediglich Regelungen bezüglich der 
Mitgliederversammlung, des Stimmrechts und der Sonderrechte. Die Bestim-
mungen des Vereinsrechts machen also keine besonderen Aussagen darüber, 
wer im Innenverhältnis einen Schaden zu tragen hat, den das Mitglied bei einer 
Tätigkeit für den Verein einem Dritten zufügt. Ebensowenig erwähnt das Gesetz 
den Fall, daß ein Mitglied während der Geschäftsbesorgung im Interesse des 
Vereins Rechtsgüter desselben, z.B. Vereinseinrichtungen, verletzt. Hier gilt es 
beispielsweise die Frage nach dem zutreffenden  Haftungsmaßstab zu stellen. 
Denkbar wäre anstatt der Anwendung des allgemeinen Haftungsmaßstabs des 
§ 276 BGB (Haftung für Vorsatz und Fahrlässigkeit) eine Haftungsbeschrän-
kung auf eigenübliche Sorgfalt  (§ 277 BGB) bzw. grobe Fahrlässigkeit. Un-
abhängig davon besteht jedenfalls Einigkeit, daß bei Fehlen von gesetzlichen 
Vorschriften  die Rechte und Pflichten der Mitglieder mit Hilfe der Satzung 
geregelt werden können13. 

Die Vertretung und Geschäftsführung  durch den Vorstand hat in §§ 26 ff. 
BGB eine nähere Ausgestaltung erfahren.  Für die Rechtsbeziehung zwischen 
dem Verein und seinem Vorstand ordnet § 27 I I I BGB im Hinblick auf die 
Geschäftsführung  die entsprechende Anwendung der §§ 664 bis 670 BGB an, 
ohne jedoch weitergehende Aussagen über die sich stellenden Haftungsfragen 
zu treffen.  So wurde im Gesetzgebungsverfahren  sogar ein diesbezüglicher 
Antrag zurückgenommen, der sowohl eine Schadensersatzverpflichtung  bei 
schuldhaftem Handeln gegenüber dem Verein samt einer Haftungsbeschränkung 
auf diligentia quam in suis als auch einen Ersatzanspruch des Vorstandes für 
zur Vertretung notwendiger Aufwendungen vorsah14. 

Weil Vereine die Haftungsproblematik häufig mit Abschluß einer Haft-
pflichtversicherung  für erledigt wähnen, werden die satzungsrechtlichenBestim-
mungen nicht immer hinreichende Regelungen enthalten. Daß Haftungsfragen 
trotz seitens der Vereine abgeschlossener Haftpflichtversicherungen  praktisch 
nicht völlig belanglos sind, zeigt der folgende, einer Entscheidung des Bundes-

13 Vgl. Reichert/van  Look,  Rn. 472; Soergel/H adding , § 38 Rn. 1 und Rn. 15; Staudinger/ 
Weick,  § 35 Rn. 6. 

14 Siehe Prot. I, S. 509 f. Vgl. zur Ablehnung eines anderen Antrags, der ebenfalls eine Haftung 
(ohne Beschränkung) bei schuldhaftem Handeln der Vorstandsmitglieder gegenüber der Körper-
schaft vorsah: Jakobs/Schubert,  Bd. 2,1, §§ 21-79, S. 190 f. 


